
Der Vorsitzende des
Ausschusses für Soziales, Gesundheit, 
Integration, Kinder und Familie
der Stadtverordnetenversammlung
Amt der Stadtverordnetenversammlung
E-mail: stadtverordnetenversammlung@wiesbaden.de
Rathaus-Schlossplatz 6-65183 Wiesbaden
Telefon (0611) 31-4554
Telefax (0611) 31-3902
Sachbearbeiter: Herr Weinert

Wiesbaden, 17.10.2018

1. Den Mitgliedern des
    Ausschusses für Soziales, Gesundheit, Integration, Kinder und Familie
2. Den Fraktionen
3. Dem Magistrat
4. Nachrichtlich
    Frau Stadtverordnetenvorsteherin

Einladung

zur öffentlichen Sitzung
des Ausschusses für Soziales, Gesundheit, Integration, Kinder und Familie

am Mittwoch, 24. Oktober 2018, um 17:00 Uhr, 
Rathaus, Raum 22 (EG), Schlossplatz 6, Wiesbaden

- Vor Eintritt in die Tagesordnung findet eine Bürgerfragestunde statt -

Tagesordnung I 

    
1. 18-V-51-0041 DL 43/18-4

Bericht Tagesbetreuung für Kinder 2017/2018

    
2. 18-F-02-0014 ANLAGE

Handlungsfähigkeit der kommunalen Wiesbadener Wohnungsbaugesellschaften sichern
 - Antrag der CDU-Fraktion vom 29.08.2018 -
 - Änderungsantrag der AfD-Fraktion vom 05.09.2018 -
 - Überweisungsbeschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 06.09.2018 (BP 0378) -
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3. 18-F-03-0010 ANLAGE

Mietpreisbremse für die kommunalen Wiesbadener Wohnbaugesellschaften
 - Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 04.09.2018 -
 - Überweisungsbeschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 06.09.20 18 (BP 0376) -

ein Konzept für eine einkommensabhängige Miete in den städtischen Gesellschaften zu 
erarbeiten.

    
4. 18-F-21-0054

Zusätzliche Mittel für Soziale Hilfen
 - Antrag der Fraktionen von SPD, CDU und Bündnis 90/Die Grünen vom 17.10.2018 –

Wie der Presseberichterstattung zu entnehmen ist, hat die Hessische Landesregierung die Mittel 
für das Projekt Kommunalisierung sozialer Hilfen erhöht. Ab dem Jahr 2019 stünden damit 
214.104 Euro mehr und im Jahr 2018 102.575 Euro mehr zur Verfügung.
Das Gesamtbudget steigt 2018 von 19,2 auf 21,2 Millionen Euro, 2019 auf 23,3 Millionen Euro. 
Mit diesem Geld finanzieren Landkreise und kreisfreie Städte wichtige Angebote etwa zum 
Schutz vor Gewalt und sexualisierter Gewalt an Kindern und Jugendlichen, Beratungsstellen 
zum Schutz vor häuslicher Gewalt und Frauenhäuser, Suchtprävention, Betreuungsvereine, 
allgemeine Frühförderung, Mütterzentren, Aidshilfen und Selbsthilfe-Kontaktstellen. Gemein-
same Zielvereinbarungen zwischen dem Land und den Kommunen legen den Rahmen fest. 

Der Ausschuss möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten zu berichten, wie die zusätzlichen Mittel eingesetzt werden und die 
entsprechenden Zielvereinbarungen darzustellen.

    
5. 18-A-58-0001

Aktuelle Entwicklungen im Sozial-, Gesundheits- und Integrationsbereich 

    
6. Verschiedenes

    

Tagesordnung II 

    
1. 10-A-16-0014 ANLAGE

Neu geplante öffentliche Toiletten für Alle
 - Bericht des Dezernates V vom 16.8.2018 -
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2. 18-F-08-0024 ANLAGE

Fragen zur Helios HSK
 - Bericht des Bürgermeisters vom 29.06.2018 -

    
3. 18-F-08-0025 ANLAGE

Wohnsitzlose Menschen in Wiesbaden 
 - Bericht des Dezernates VI vom 19.09.2018-

    
4. 18-F-21-0030 ANLAGE

Versorgungsverbund Wiesbaden Ost
 - Bericht des Bürgermeisters vom 19.09.2018 - 

    
5. 18-V-20-0039 DL 38/18-2

Investitionscontrolling 2. Quartal 2018

    
6. 18-V-20-0040 DL 39/18-2

Vorlage der durch den Stadtkämmerer bis 30.06.2018 genehmigten über- und 
außerplanmäßigen Ausgaben

    
7. 18-V-50-0005 DL 41/18-2

Geflüchtete in Wiesbaden, Bericht zum Personalbedarf GU.plus

    
8. 18-V-51-0007 DL 46/18-4

Städtebauförderungsprogramm "Soziale Stadt Biebrich-Mitte"

- Der Magistrat berät hierzu voraussichtlich in seiner Sitzung am 23.10.2018 -

    
9. 18-V-51-0016 DL 43/18-3

Abschluss Sanierung Bergkirche/Budgetumsetzung/Verwendung von Restmitteln für Soziale 
Stadt Projekte
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10. 18-V-51-0027 DL 45/18-1

Wohnungsbauprogramm 2018, Ausführungsvorlage

    
11. 18-V-51-0033 DL 39/18-8

Geschäftsbericht der Schulsozialarbeit Wiesbaden für das Jahr 2017 - 40 Jahre 
Schulsozialarbeit Wiesbaden

    
12. 18-V-51-0034 DL 40/18-2

Bericht "Nachmittagsangebote Bildung, Erziehung und Betreuung für Grundschulkinder - 
Schuljahr 2017/18"

    
13. 18-V-51-0036 DL 46/18-5

Auswirkungen der Pflegeunterstützungsverordnung

- Der Magistrat berät hierzu voraussichtlich in seiner Sitzung am 23.10.2018 -

    
14. 18-V-51-0037 DL 45/18-2

Personalausbau aufgrund des Gesetz zur Neuregelung des bundesstaatlichen 
Finanzausgleichssystems und zur Änderung haushaltsrechtlicher Vorschriften - Artikel 23 
Unterhaltsvorschussgesetz

    
15. 18-V-51-0039 DL 45/18-3

196. Vergleichende Prüfung "Kommunaler Wohnungsbau" 
 (Umsetzung der Empfehlungen aus dem Schlussbericht vom 30.05.2018)

    
16. 18-V-51-0043 DL 45/18-4

Grundsatzvorlage zum Anbau einer Kinderkrippe an die städtische KT Münchener Straße

    
17. 18-V-52-0014 DL 39/18-9

Zuschüsse für die Integrationsarbeit in den Sportvereinen; Außerkraftsetzung der Richtlinien ab 
01.01.2019
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18. 18-V-80-8005 DL 45/18-14

Fortsetzung Projekt "Jobnavi - was willst Du werden?"

    
19. 18-V-80-8007 DL 38/18-8

Fortsetzung des Arbeitsmarktprojektes "Zusammenarbeit mit Integrationsfirmen - Greenteam" - 
Verlängerung 2019 - 2021

    
20. 18-V-80-8008 DL 41/18-5

Fortsetzung des Arbeitsmarktprojektes "Helferinnen und Helfer an Schulen" - Verlängerung 2019 
bis 2020

Falls ein Ausschussmitglied an der Teilnahme verhindert sein sollte, wird um Weitergabe der 
Einladung gemäß § 62 HGO gebeten.

Im Anschluss an die öffentliche Sitzung tagt der Ausschuss nicht öffentlich, falls Tagesordnungs-
punkte zur Beratung und Beschlussfassung in nicht öffentlicher Sitzung vorgesehen werden.

Rutten
Vorsitzender


